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Riad muss in Jemen Kompromisse machen
Südlicher Übergangsrat geht gestärkt aus dem Konflikt mit den von Saudiarabien unterstützten Truppen hervor

CHRISTIANWEISFLOG, BEIRUT

GuteNachrichten aus Jemen sind selten.
Umso freudiger verkündete der stellver-
tretende saudische Verteidigungsminis-
ter die Botschaft am Mittwoch auf Twit-
ter: «Die Bemühungen des Kronprinzen
waren erfolgreich», schrieb Khalid bin
Salman.Die jemenitischeRegierungund
der Südliche Übergangsrat (STC) hät-
ten einemMechanismus zur Umsetzung
des «Riad-Abkommens» zugestimmt,
um dauernden Frieden und Wohlstand
zu erreichen.Wie die Erfahrung jedoch
zeigt,hat die Freude in Jemen eine kurze
Halbwertszeit. Und auch der Wert die-
sesVerhandlungserfolgs wird sich erst in
seiner Umsetzung zeigen.Wie komplex
diese Aufgabe ist, zeigt die Entstehung
des «Riad-Abkommens».

Ein Krieg im Krieg

Vor ziemlich genau einem Jahr brach in
Jemen ein Krieg im Krieg aus. Die von
den Vereinigten Arabischen Emiraten
unterstützten Separatisten des STC ver-
triebendieTruppendervonSaudiarabien
finanzierten Regierung aus der Küsten-
stadtAden.Anstatt gemeinsamgegendie
mit Iran verbündetenHuthi-Rebellen im
Norden zu kämpfen, bekriegten sich die
von Riad undAbu Dhabi ausgerüsteten
Kräfte untereinander.

Während die Emirate ihre Präsenz
in Jemen seither stark reduzierten, ver-
suchte Saudiarabien zu retten, was zu
retten war. Für Riad stand der ganze
Sinn der jahrelangen Militärinterven-
tion auf dem Spiel: Im März 2015 star-
teten Riad und Abu Dhabi den Militär-
einsatz, nachdem Präsident Abedrabbu
Mansur Hadi vor den Huthi-Rebellen
aus der Hauptstadt Sanaa nach Aden
im Süden hatte fliehen müssen.

Saudiarabiens oberstes Kriegsziel
war es, die Kontrolle der «legitimen
Regierung» über das ganze Land wie-
der herzustellen. Im Gegensatz zu den
Emiraten will Riad eine Sezession des
Südens auf keinen Fall akzeptieren.
Denn dies würde automatisch die Ent-
stehung eines von den proiranischen
Huthi beherrschten Staates an der sau-
dischen Grenze im Norden bedeuten.

Also bat Saudiarabien die Separatis-
ten und Präsident Hadi an denVerhand-
lungstisch. Im vergangenen November
unterzeichneten die beiden Konflikt-
parteienunterdenAugendes saudischen
KronprinzenMohammedbinSalmandas
«Riad-Abkommen». Dieses sah die Bil-
dung einer paritätisch besetzten Regie-

rung vor.Zudem sollten die Separatisten
ausAden abziehen und sich dem Befehl
desVerteidigungsministeriumsunterstel-
len. Der STC liess sich eine Vertretung
bei künftigen Friedensverhandlungen
mit den Huthi zusichern.

Kein langfristiger Frieden

Aufgrund des grossen gegenseitigen
Misstrauens wurde seither jedoch kaum
ein Punkt des Abkommens umgesetzt.
Während die Huthi den Zwist in den
Reihen ihrer Feinde für weitere Ge-
bietsgewinne nutzten, eskalierten die
Separatisten den Streit im Süden. Im
April erklärte der STC die Autonomie
der Gebiete unter seiner Kontrolle. In
der Folge kam es zu heftigen Kämpfen
zwischen den Separatisten und regie-
rungstreuen Truppen in den Provinzen
Abyan und Shabwa östlich von Aden.
Mithilfe der Emirate eroberte der STC
im Juni die strategisch wichtige Insel
Sokotra am Horn vonAfrika.

Mit diesem Erfolg im Rücken konn-
ten sich die Separatisten bei den laufen-

den Verhandlungen in Riad in wichti-
gen Punkten durchsetzen. «Sie haben
sich gut geschlagen», sagt der Jemen-Ex-
perte Abdulghani al-Iryani vom Sanaa
Center im Gespräch. Neu erhielten sie
den Posten des Gouverneurs vonAden,
des Polizeichefs und zwei zusätzliche
Ministerien. Im Gegenzug muss der
STC auf die im April erklärte Autono-
mie verzichten. Innerhalb von 30 Tagen
soll eine Einheitsregierung gebildet wer-
den. Die Truppen des STC müssten sich
innerhalb dieser Frist unter anderem
aus Aden zurückziehen. Iryani glaubt
jedoch nicht, dass die Separatisten den
Abzug wirklich durchführen werden. Sie
würden höchstens symbolisch ein paar
Kräfte abziehen und genügend Kämpfer
in Aden belassen, um Hadis Männer in
Schach halten zu können. «In 30 Tagen
werden die Verhandlungen von neuem
beginnen», meint Iryani.

Das Grundproblem sieht Iryani im
derzeitigen Format der Verhandlun-
gen, in dem viele Akteure des Südens
gar nicht vertreten sind. Hadi verfügt
in Jemen über geringen Rückhalt und

ist im Prinzip eine saudische Mario-
nette. Im Jahr 2012 wurde der 74-Jäh-
rige ohne Gegenkandidaten «gewählt».
Er ist ein Politiker ohne Charisma und
Führungsstärke, der nun bereits seit Jah-
ren im Exil in Riad lebt. Der STC sei-
nerseits repräsentiert nur einen klei-
nen Teil der separatistischen Kräfte
im Süden. Sein Gewicht verdankt er
vor allem der grosszügigen Unterstüt-
zung durch die Emirate. «Die Macht-
balance in Jemen ist durch ausländische
Akteure verzerrt», sagt Iryani. Deshalb
seien langfristige Friedenslösungen der-
zeit gar nicht möglich.

Die Voraussetzung dafür sieht der
Jemen-Experte in HadisAbsetzung und
der Einsetzung eines Präsidialrates. In
diesem sollten dann alle wichtigen poli-
tischen Kräfte und Regionen vertreten
sein, um einen wahrhaft jemenitischen
Frieden zu finden. Das Problem dabei
ist nur, dass die ausländischen Mächte
– vor allem Saudiarabien und Iran – das
Land nicht sich selbst überlassen wol-
len, weil sie fürchten, ihr geopolitischer
Rivale könnte dies ausnutzen.

Milizionäre des Südlichen Übergangsrats während der Kämpfe Ende Juni in der ProvinzAbyan. NAJEEB ALMAHBOOBI / EPA

Australiens stille Diplomatie bewirkt wenig
Die Islamwissenschafterin Kylie Moore-Gilbert ist in Iran in ein besonders berüchtigtes Gefängnis verlegt worden

ANDREA SPALINGER

Seit fast zwei Jahren sitzt die Austra-
lierin Kylie Moore-Gilbert in Iran im
Gefängnis. Die Dozentin der Univer-
sität Melbourne war nach dem Besuch
einer Konferenz in Qom im September
2018 auf dem Flughafen von Teheran
festgenommen worden. In einem Pro-
zess unterAusschluss der Öffentlichkeit
wurde die Islamwissenschafterin später
wegen Spionage zu zehn Jahren Haft
verurteilt. Bis heute ist unklar, was ihr
die iranischen Behörden genau vorwer-
fen. Die junge Frau, die auch den briti-
schen Pass besitzt, hat wiederholt ihre
Unschuld beteuert.

Isoliert und überfüllt

Moore-Gilbert hat eine Doktorarbeit
über die schiitische Opposition in Bah-
rain geschrieben und war nach der Kon-
ferenz in Qom noch einige Tage für Ge-
sprächemit bahrainischenOppositionel-
len in der zentraliranischen Pilgerstadt
geblieben. Es war ihr erster Besuch in
Iran.Vielleichtweckten ihreRecherchen
Verdacht,vielleichtwar es aber auchZu-
fall, dass sie festgenommen wurde.

Bisher war Moore-Gilbert im Evin-
Gefängnis in Teheran inhaftiert. Laut
Berichten von australischen und briti-
schen Medien, unter ihnen der «Guar-
dian», wurde sie am vergangenen
Wochenende aber in das berüchtigte
Qarchak-Gefängnis verlegt, das rund 35
Kilometer südöstlich der Hauptstadt in
einer Wüstengegend liegt. Die isolierte
und überfüllte Haftanstalt gilt als eine
der schlimmsten des Landes. Laut ira-
nischen Menschenrechtsorganisatio-
nen gibt es in Qarchak kein fliessendes
Trinkwasser, die Verpflegung ist prekär
und viele der Gefangenen sind gewalt-
tätig. Regelmässig sollen in der Haft-
anstalt auch ansteckende Krankhei-
ten wüten. Vergangene Woche kursier-
ten denn auch Berichte über einenAus-
bruch des Coronavirus.

Im Teheraner Evin-Gefängnis war
Moore-Gilbert zuvor in Isolationshaft,
wogegen sie wiederholt mit Hunger-
streik protestierte. Sie wurde nach eige-
nenAngaben dort auch geschlagen und
bedroht. In einem Telefongespräch mit
Reza Khandan, dem Ehemann der in-
haftierten Menschenrechtsanwältin
Nasrin Sotoudeh, sagte Moore-Gilbert
kürzlich, sie fühle sich isoliert und depri-

miert. Ihre Eltern habe sie das letzteMal
vor einem Monat anrufen dürfen.

In aus dem Gefängnis geschmug-
gelten Briefen schrieb die Australie-
rin, Iran habe versucht, sie als Agentin
zu rekrutieren. Sie habe sich jedoch ge-
weigert, darauf einzugehen. Ihre Fami-
lie befürchtet, dass sie wegen ihrer feh-
lenden «Kooperationsbereitschaft» be-
straft worden sei.Mit dem Fall vertraute
Quellen in Teheran sagten dem «Guar-
dian» hingegen, die Australierin sei ver-
legt worden, nachdem ein Deal zwischen
den Regierungen in Teheran und Can-
berra gescheitert sei.

Freunde und Kollegen der jungen
Akademikerin haben der australischen
Regierung öffentlich vorgeworfen, zu
wenig für deren Freilassung zu tun. Die
Strategie der «stillen Diplomatie» habe
rein gar nichts bewirkt, kritisierten sie.
Moore-Gilbert sitze seit zwei Jahren in
Haft und werde schlechter behandelt
als alle anderen ausländischen Gefan-
genen, obwohl Australien und Iran seit
Jahrzehnten gute Beziehungen pflegten.

Australien hatte offenbar auch einen
Antrag auf temporäre Haftentlassung
wegen der Corona-Krise gestellt. Über
100 000 Gefangene sind im Zusammen-

hang mit der Pandemie in Iran vorüber-
gehend freigelassen worden, unter ihnen
auch einige hochkarätige ausländische
Gefangene.Nicht soMoore-Gilbert.Ein
Sprecher des australischenAussenminis-
teriums erklärte am Dienstag, der Fall
habe für die Regierung höchste Priori-
tät. Man versuche konsularischen Zu-
gang zu dem neuen Gefängnis zu erhal-
ten. Iran werde für die Sicherheit und
das Wohlbefinden der australischen
Staatsbürgerin verantwortlich gemacht.

Zahlreiche Ausländer in Haft

Moore-Gilbert ist kein Einzelfall. Zahl-
reiche Ausländerinnen und Ausländer
sind aus politischen Gründen in Iran
inhaftiert. Die dortigen Behörden be-
gegnen ausländischen Forschern und
Journalisten generell mit grossem Miss-
trauen. Visa werden nur sehr restrik-
tiv erteilt, freie Recherchen sind kaum
möglich, und derVerdacht der Spionage
ist schnell bei der Hand. Immer wie-
der gibt es Festnahmen, und die meis-
ten Betroffenen kommen erst nach lan-
gen Verhandlungen frei. Einige werden
auch gegen im Ausland inhaftierte Ira-
ner eingetauscht.

Erdogan schleift
letzte Bastionen
der freien Rede
Soziale Netzwerke in der Türkei
unterliegen neu strengen Auflagen

ULRICH VON SCHWERIN

Aus seinem Abscheu gegenüber den
sozialen Netzwerken hat Recep Tayyip
Erdogan nie ein Geheimnis gemacht.
«Solche Plattformen passen nicht zu die-
sem Land und unseremVolk», sagte der
türkische PräsidentAnfang Juli vorAb-
geordneten seiner AK-Partei. «Daher
wollen wir, dass diese Plattformen kom-
plett geschlossen oder unter Kontrolle
gebracht werden, nachdemwir die Frage
ins Parlament eingebracht haben.» Vier
Wochen später hat das Parlament Erdo-
gans Auftrag erfüllt und ein Gesetz ver-
abschiedet, das die sozialen Netzwerke
in derTürkei strengenAuflagen und Be-
schränkungen unterwirft.

Künftig müssen sich Social-Media-
Plattformen mit mehr als einer Mil-
lion Nutzern pro Tag wie Twitter, Face-
book und Youtube mit einem Vertreter
in der Türkei registrieren und die Daten
ihrer Nutzer vor Ort speichern.Weigern
sie sich, dem Folge zu leisten, drohen
scharfe Sanktionen, die von Geldstrafen
bis zur Drosselung der Datenmenge um
bis zu 90 Prozent reichen können. Glei-
ches droht den Plattformen, wenn sie
den Anweisungen der Behörden nicht
nachkommen, beanstandete Inhalte zu
sperren oder zu entfernen.

Medien sind bereits mundtot

Kritiker werten das Gesetz, das am
Mittwoch mit den Stimmen der regie-
renden AKP und der ultranationalis-
tischen MHP verabschiedet wurde, als
weiteren Schritt zur Zensur der freien
Debatte. «Die heutige Abstimmung ist
der jüngste und womöglich schamloseste
Angriff auf die freieMeinungsäusserung
in der Türkei», erklärte Andrew Gard-
ner von Amnesty International. Schon
jetzt müssten Nutzer sozialer Netzwerke
sich selbst zensieren aus Sorge, die Be-
hörden zu verärgern.

Der Oppositionsabgeordnete Mus-
tafa Yeneroglu warf dem Regierungs-
lager vor, das Gesetz vor der Sommer-
pause durchgewinkt zu haben, ohne es
überhaupt gelesen zu haben. Das Ge-
setz sei das jüngste Beispiel für eine
Geisteshaltung, die alle Lebensberei-
che zu kontrollieren und alle Freihei-
ten zu beschneiden suche, kritisierte der
deutsch-türkische Politiker, der im ver-
gangenen Herbst dieAKP im Streit ver-
lassen und sich der Deva-Partei ange-
schlossen hatte.

Von den klassischen Medien stehen
heute mehr als 90 Prozent unter der
Kontrolle regierungsnaher Unterneh-
men. Die wenigen verbleibenden unab-
hängigen Zeitungen wie «Cumhuriyet»,
«Birgün» oder «YeniYasam» sowie neue
Online-Medien wie «Medyascope» und
«T24» sind ständigemDruckundSchika-
nen der Behörden ausgesetzt. Ihre Jour-
nalisten werden vor Gericht gebracht,
ihre Websites werden gesperrt, oder sie
werden gleich ganz geschlossen.

Umso wichtiger waren bisher die
sozialen Netzwerke als Ort der Debatte.
Völlig frei waren die Nutzer aber auch
dort nicht. In den vergangenen Jahren
wurde Tausenden Türken wegen regie-
rungskritischer Posts bei Twitter oder
Facebook der Prozess gemacht. Schon
das Liken eines Beitrags konnte reichen,
um von der Justiz wegen «Terrorpropa-
ganda» oder «Präsidentenbeleidigung»
angeklagt zu werden,wie auchAusland-
türken feststellen mussten.

Der Präsident rächt sich

Erdogan strebte aber schon lange da-
nach, die sozialen Netzwerke noch
schärfer zu kontrollieren. Anlass für
das nun verabschiedete Gesetz waren
beleidigendeÄusserungen in den sozia-
len Netzwerken nach der Geburt des
Babys von Erdogans Tochter Esra und
des Wirtschaftsministers Berat Albay-
rak Anfang Juli. «Wir werden sie für
dieses Verbrechen zur Rechenschaft
ziehen», sagte Erdogan anschliessend
und bezeichnete soziale Netzwerke als
«unmoralisch».
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KINDER IN DER WELT

Die Träume der verlorenen Generation
Viele syrische Flüchtlingskinder in der Türkei gehen noch immer nicht zur Schule – wenige schaffen den Sprung aus dem Elend

VOLKER PABST, GAZIANTEP

Im Gewerbegebiet der südtürkischen
GrossstadtGaziantep spielt eineGruppe
Buben auf der Strasse Fussball. Unter-
einander sprechen sieArabisch, doch als
wir das Auto abstellen, fragen sie höf-
lich aufTürkisch, ob wir nicht etwas wei-
ter weg parkieren könnten. Nicht dass
der Ball noch eine Beule in den Wagen
macht.Viel erzählen wollen sie nicht. Ja,
sie seien aus Syrien. Ja, sie gingen hier
zur Schule, aber nicht zurzeit, antworten
sie einsilbig. Es seien ja Ferien.

Walid spielt nicht mit, und er hat
auch keine Ferien. Der zehnjährige
Knabe mit Sommersprossen und leicht
abstehenden Ohren arbeitet in einer
der stickigen Werkstätten, die sich in
derselben Strasse befinden. Wenn der
Ball an die Blechtüre fliegt, schep-
pert es laut. Doch sonst hört man vor
allem das Geräusch von Nähmaschi-
nen, Schneidebrettern und dampfenden
Bügeleisen.Die Maschinen werden von
älteren Arbeitern bedient. Walid sor-
tiert auf dem Boden den Jeansstoff
und faltet die fertigen Hosen, die hier
genäht werden. Er arbeite freiwillig,
sagt er tapfer. Dass er lieber mitspie-
len würde, ist dennoch unüberhörbar,
als er von seinem Vorbild erzählt. Wie
viele fussballbegeisterte Jungs in der
arabischenWelt schwärmt er für Moha-
med Salah, den ägyptischen Fussball-
star vom FC Liverpool.

Auch Walid kommt aus Syrien. Der
Name seiner Heimatstadt will ihm ge-
rade nicht einfallen. Er erinnere sich
aber daran, dass sein Vater einen klei-
nen Laden geführt habe. Hier in der
Türkei habe er dann bei einem Schuster
angeheuert. Seit einer Operation könne
derVater aber nicht mehr arbeiten.Des-
halb verdieneWalid nun Geld, um seine
Eltern und die fünf Geschwister zu
unterstützen. 200 Lira bekomme er pro
Woche, 27 Franken. Das reicht auch in
der günstigen Südtürkei nicht weit. Die
Löcher in Walids zerschlissener Hose
zeugen von den ärmlichen Lebensver-
hältnissen der Familie.

«Eine Herkulesaufgabe»

3,6 Millionen syrische Flüchtlinge leben
in der Türkei. Fast ein Drittel, 1,05 Mil-
lionen, sind Kinder und Jugendliche im
schulpflichtigen Alter von 5 bis 17 Jah-
ren. Die Sorge, hier wachse eine ver-
lorene Generation ohneAusbildung und
Perspektiven heran, wurde früh geäus-
sert.Es gibt zahlreiche Projekte für min-
derjährige Flüchtlinge. Der wichtigste
Schritt war aber ein politischer. Seit 2014
ermöglicht dieTürkei syrischen Kindern
unter gewissen Bedingungen den Besuch
öffentlicher Schulen. Seit 2016 ist dieses
Modell auch dank der Hilfe aus Brüssel
unter dem sogenannten Flüchtlingsdeal
die Regel. Zwei Drittel der schulpflich-
tigen Syrer, 645 000 Kinder und Jugend-
liche, verfolgen mittlerweile auch tat-
sächlich den Unterricht.

Dass es nicht mehr sind, hat neben
der Sprachhürde vor allem wirtschaft-
liche Gründe, wie bei Walid. Laut einer
Studie der Denkfabrik Atlantic Council
lebt jeder zweite Flüchtling in der Tür-
kei unter der Armutsgrenze. 31 Prozent
der syrischenKnabenmüssen zumFami-
lieneinkommen beitragen, auch weil die
Frauen kaum werktätig sind. Viele der
in die Türkei geflohenen Syrer entstam-
men der religiös-konservativen und oft-
mals sehr bildungsfernen Bevölkerungs-
schicht des Bürgerkriegslandes. Mehr
als ein Drittel sind laut einer StudieAn-
alphabeten. Wer einen grösseren Bil-
dungsrucksack oder sonst mehr Mög-
lichkeitenhatte,zogmeistensweiternach
Europa. «Die Türkei unternimmt be-
trächtliche Anstrengungen, um alle syri-
schenKindereinzuschulen.Insbesondere
im Südosten ist das aber eine Herkules-
aufgabe», erklärt derMigrationsforscher
Murat Erdogan von der deutsch-türki-
schen Universität in Istanbul.

Nur eine kleine Minderheit der
Flüchtlinge lebt in Lagern. Der Gross-

teil wohnt mehr oder minder integriert
in den städtischen Zentren des Landes,
wo es Verdienstmöglichkeiten gibt. Die
zahlenmässig grösste syrische Gemeinde
in der Türkei befindet sich in Istanbul,
der Anteil an der Bevölkerung ist aber
imGrenzgebiet am höchsten. In Gazian-
tep machen die Flüchtlinge 21 Prozent
der 2 Millionen Bewohner aus, in Anta-
kya stammt jeder vierte aus Syrien. In

der Grenzstadt Kilis sind die Flüchtlinge
mit 80 Prozent sogar klar in der Mehr-
heit.Das Bevölkerungswachstum dieser
Städte infolge des Zuzugs der Flücht-
linge wirkt sich auch auf den Infrastruk-
turbedarf aus.

«Durchschnittlich kostet ein Grund-
schüler in derTürkei denStaat etwa1000
Euro pro Jahr. Für alle syrischen Schul-
kindermacht das zurzeit 650Millionen»,

erklärt derMigrationsforscher Erdogan.
Umallen syrischenKindern eine ordent-
licheSchulbildungzuermöglichen,wären
laut demWissenschafter etwa 1400Schu-
len und 50 000 Lehrer notwendig. «Die
EU überweist im Rahmen des Flücht-
lingsabkommens für vier Jahre 700 Mil-
lionen an das Bildungsministerium.Das
ist viel Geld. Zu behaupten, Brüssel be-
zahle dieAusbildungder Syrer,stimmt so
aber nicht.»Ohnehin seien die finanziel-
lenKosten nur einAspekt, sagt Erdogan
und spielt damit auf die wachsende Un-
zufriedenheit der Türken über die Prä-
senz der syrischenFlüchtlinge an,die ge-
rade inwirtschaftlich schwierigenZeiten
in offene Feindseligkeit umschlägt. «Es
gibt auch politische Kosten. Die Türkei
beherbergt mehr Flüchtlinge als jeder
andere Staat der Welt. Das ist eine be-
trächtliche Leistung.»

Trotz allem wenig Perspektiven

Dass diese zu wenig gewürdigt werde,
hört man auch im Gespräch mit Ver-
tretern von Hilfsorganisationen oft.Un-
schuldig ist Ankara freilich nicht daran,
dass andere Aspekte das Bild im Wes-
ten bestimmen. Die Grenzöffnung zu
Griechenland im Frühjahr hat über-
deutlich gemacht, dass Präsident Erdo-
gan die Flüchtlinge und Migranten als
machtpolitischeVerhandlungsmasse be-
trachtet. Zudem schlägt die Regierung
mittlerweile gegenüber den Schutz-
suchenden selber eine schärfere Gang-
art an, um das Feld nicht der Opposi-
tion zu überlassen.

Doch wie steht es wirklich um die
Integration der Syrer in derTürkei?Wie
die fussballspielenden Buben vorWalids
Werkstatt sprechen viele Kinder mittler-
weile fliessend die Landessprache. Der
Schulerfolg geht auch darüber hinaus.
Über 27 000 Syrer studieren an türki-
schen Universitäten. Dennoch sind die
Aussichten nicht rosig.

Selbst für türkische Hochschulabsol-
venten ist der Eintritt in den Arbeits-
markt ohne die entsprechenden Netz-
werke oftmals schwierig. In der bereits
seit zwei Jahren angespannten Wirt-
schaftslage gilt das erst recht.FürAuslän-
der ist es nochmals ungleich schwieriger.
Ein einfacher Schulabschluss eröffnet
kaum Perspektiven. Denn die Qualität
der öffentlichen Schulen ist mässig, be-
sonders wenn, wie vielerorts im Grenz-
gebiet, die Klassen vierzig Schüler um-
fassen, von denen viele des Türkischen
kaum mächtig sind.Von den benötigten
1400 zusätzlichen Schulen wurde bisher
nur ein Bruchteil gebaut.

An den ersten Tagen habe es einen
Übersetzer in der Klasse gegeben, er-
zählt Shahat, die in Gaziantep in die
neunte Klasse geht, seitdem sie vor
zwei Jahren mit der gelähmten Mutter
und drei Geschwistern in einWohnheim
in der Stadt umgezogen ist. Nun helfe
ihr manchmal eine Freundin, die besser
Türkisch spreche, sagt die 15-Jährige auf
Arabisch.Alleine könne sie den Lehrern
bis heute meist nicht folgen.Der Berufs-
wunsch Bauingenieurin dürfte ein uner-
reichbarer Traum bleiben.

Droht eine Parallelgesellschaft?

Der Migrationsforscher Erdogan be-
fürchtet, dass sich mit der zweiten Gene-
ration eine Parallelgesellschaft bilde
wegen der begrenzten wirtschaftlichen
Perspektiven und der zunehmendenAb-
lehnung durch die türkische Bevölke-
rung. «In Deutschland waren die Gast-
arbeiter anfangs auch bemüht, ja nicht
aufzufallen.Die Konflikte kamen später.
Wir müssten unbedingt mehr in die Inte-
gration investieren.»Allerdings betrach-
teten die meistenTürken die Flüchtlinge
nur als vorübergehendes Phänomen.
Über langfristige Perspektiven wird
kaum gesprochen. 100 000 Syrer wur-
den bisher eingebürgert, ebenso viele
verfügen über eine langfristige Aufent-
haltserlaubnis. Alle anderen sind nur
vorübergehend geduldet. «Doch auch
wenn der Krieg irgendwann vorbei ist,
werden längst nicht alle zurückkehren»,
sagt Erdogan.

Trotz den schwierigen Umständen
kann ein Leben in der Türkei Aufstiegs-
chancen bieten, wie der beeindruckende
Werdegang von Rawda Nur Cuma zeigt.
Ihre Eltern flohen mit ihr und den acht
Geschwistern zu Kriegsbeginn aus Idlib
in die Türkei. Im Flüchtlingslager übten
VerwandteDruckaus,dassdie 14-Jährige
verheiratet werde. Doch Cuma wehrte
sich, lernte rasch Türkisch und wurde
zu einer wichtigen Stütze für die Fami-
lie, was ihr die Unterstützung der Eltern
einbrachte. Sie erhielt ein staatliches Sti-
pendium und ging nach Gaziantep aufs
Gymnasium. Gleichzeitig setzte sie sich
bei syrischen Familien dafür ein, dass
diese ihreTöchter indieSchule schickten.
Die junge Aktivistin, die nicht nur gros-
sen Ehrgeiz besitzt, sondern sich auch zu
vermarkten weiss, wurde zu Kongressen
geladenundvonderPresse inAnlehnung
an die pakistanische Nobelpreisträgerin
«syrische Malala» getauft.

Irgendwann wurde auch Präsident
Erdogan auf sie aufmerksam. Kurz
darauf erhielten sie und ihre Fami-
lie die türkische Staatsbürgerschaft.
Seit 2016 führt Cuma eine nach ihr be-
nannte Organisation mit Schwerpunkt
Bildungszugang für syrische Mädchen.
«Mit meinem Namen und meiner Ge-
schichte will ich zeigen, was man alles
erreichen kann», erzählt die junge Frau
selbstbewusst.

Ein selbstbestimmtes Leben

Tatsächlich erinnert heute wenig an
das arme Flüchtlingskind aus einer
elfköpfigen Familie. Die 22-Jährige,
die seit kurzem auch im Fundraising
für eine internationale NGO arbeitet
und daneben Politik studiert, wohnt
mit einer jüngeren Schwester in einer
gehobenen Wohnanlage am Stadtrand
von Gaziantep. Dabei gelingt ihr der
unwahrscheinliche Spagat, für die isla-
misch-konservative Regierung Erdo-
gans als Integrationsvorbild zu dienen
und gleichzeitig die Vorzüge der säku-
laren Türkei zu geniessen.

Zum Gespräch trägt sie einen modi-
schen Hosenanzug und knallroten Lip-
penstift. In der Hausbar stehen mehrere
Flaschen Likör, auf demTisch liegt eine
Packung Zigaretten. «Ich bin selbstän-
dig und viel unterwegs. Für Reisen muss
ich niemanden umErlaubnis fragen», er-
zählt sie in fliessendem Englisch. Auch
die Schwester strebt ein selbstbestimm-
tes Leben an. Nach den Sommerferien
will sie in den USA Flugzeugbau studie-
ren.Ein Stipendium hat sie.Nur die Pan-
demie kann ihr noch einen Strich durch
die Rechnung machen.

Von solchen Plänen kann der kleine
Walid in der Schneiderei nur träumen.
Wenn er einmal gross sei, möchte er in
Syrien eine eigene Werkstätte besitzen,
erzählt er. «Aber Kinder werden bei
mir nicht arbeiten müssen. Die sollen
lernen und spielen.»

Manche der syrischen Kinder müssen in der Türkei arbeiten, um der Familie zu helfen. Schuhwerkstatt in Gaziantep. L. PITARAKIS / AP

KINDER IN DER WELT
Dieser Artikel ist Teil der Sommerserie
«Kinder in derWelt», in der Korrespon-
denten von Kindern erzählen, mit ihnen
sprechen und über die Gesellschaft
schreiben, in der diese Kinder aufwach-
sen. Lesen Sie nächsteWoche über Kin-
derehen in den USA.

«Ein Kind ist jemand, der schnell lernt»

Was ist ein Kind?
Jemand, der schnell lernt, ein unbe-
schriebenes Blatt.

Was darf ein Erwachsener?
Lange aufbleiben, Alkohol trinken, ein
Handy benutzen.

Wo willst Du leben, wenn Du gross bist?

In den USA. Mir gefällt das Leben, das
die dort haben.

Was machst Du,wenn Dir langweilig ist?
Ich unterhalte mich mit meinen Eltern.

Wen magst Du am meisten?
Meine Familie.

Wer ist Dein Vorbild?
Mein Vater.

Wie gehst Du zur Schule?
Mit dem Bus.

Bist Du manchmal traurig?
Manchmal fürchte ich, nicht erfolgreich
zu sein.

Interview: pab.

Farrah Hussein
13 Jahre, GaziantepPD

«Durchschnittlich
kostet ein Grundschüler
in der Türkei den Staat
etwa 1000 Euro pro
Jahr. Für alle syrischen
Schulkinder macht das
zurzeit 650 Millionen.»
Murat Erdogan
Migrationsforscher
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